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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
VII ZR 17/23 

vom 
 

25. Oktober 2023 
 

in dem Rechtsstreit 
 
 
 



- 2 - 

Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 25. Oktober 2023 durch den 

Vorsitzenden Richter Pamp, den Richter Dr. Kartzke sowie die Richterinnen 

Graßnack, Borris und Dr. Brenneisen 

beschlossen:  

Der Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der 

Revision wird stattgegeben.  

Das Urteil des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts  

Dresden vom 6.  Dezember 2022 wird im Kostenpunkt und insoweit 

gemäß § 544 Abs. 9 ZPO aufgehoben, als zum Nachteil des 

Klägers entschieden worden ist.  

Die Sache wird im Umfang der Aufhebung zur neuen Verhandlung 

und Entscheidung, auch über die Kosten des Nichtzulassungsbe-

schwerdeverfahrens, an das Berufungsgericht zurückverwiesen. 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten wird zurückgewie-

sen. 

Gegenstandswert des Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens ins-

gesamt: 416.482,01 €; 

davon entfallen:  

auf die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers: 134.822,70 €; 

auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten: 281.659,31 € 
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Gründe:  

I. 

Der Kläger verlangt von den Beklagten Architektenhonorar für Planungs-

leistungen nach den Mindestsätzen der HOAI. 

Die Beklagte zu 1 erwarb im Jahr 2013 das Grundstück M.        straße 20 

in D.          , auf dem sich ein als Bürogebäude genutztes Hochhaus und eine 

Tiefgarage befanden. Der Kläger erbrachte im Einzelnen streitige Planungsleis-

tungen für den auf dem Grundstück der Beklagten zu 1 vorgesehenen Neu- und 

Umbau des Gebäudes und zwar für die Teilprojekte: 

- Neubau eines Wohngebäudes für studentisches Wohnen (TP 1), 

- Umbau eines 11-geschoßigen Stahlbetonskelettbaus zum 
Wohngebäude (TP 2),  

- die Errichtung einer Tiefgarage unter Nutzung von Bestandskel-
lerkonstruktionen (TP 3),  

- die Erstellung von Außenanlagen (TP 4), 

- die Errichtung von Ingenieurbauwerken außerhalb des Gebäu-
des, befestigte Straßen und Wege (TP 5). 

 

Der Kläger hat vorgetragen, die Beklagte zu 1 habe ihn mündlich mit der 

Erbringung der Grundlagenleistungen der Leistungsphasen 1 bis 4 der HOAI 

(2013) für alle Teilprojekte beauftragt. Anlässlich der Unterzeichnung des zwi-

schen der Beklagten zu 1 und der O.                       GmbH geschlossenen Gene-

ralunternehmervertrags am 22. September 2015 sei ihm mündlich auch die Aus-

führungsplanung (Grundleistungen der Leistungsphase 5) für die Teilprojekte 1 

und 3 mit der Maßgabe übertragen worden, die erforderlichen Pläne an die Ge-

neralunternehmerin zu senden. Eine gesonderte Honorarvereinbarung sei nicht 

getroffen worden. 
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Mit der letzten korrigierten Honorarrechnung vom 17. März 2019 machte 

der Kläger unter Zugrundelegung der Mindestsätze der HOAI (2013) und Anrech-

nung geleisteter Abschlagszahlungen in Höhe von 109.243,70 € netto 

(= 130.000 € brutto), ein Honorar in Höhe von 442.117,55 € brutto sowie den 

Ersatz der Kosten vorgerichtlicher Rechtsverfolgung in Höhe von 4.099,90 € je-

weils nebst Zinsen geltend. 

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Berufung des Klägers 

hat das Berufungsgericht die Beklagten als Gesamtschuldner zur Zahlung von 

308.231,15 € nebst Zinsen und vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe 

von 3.163,90 € nebst Zinsen verurteilt. Im Übrigen hat es die Klage abgewiesen 

und die weitergehende Berufung des Klägers zurückgewiesen.  

Hiergegen richten sich die Nichtzulassungsbeschwerden der Parteien, mit 

denen sie jeweils die Zulassung der Revision begehren, soweit zu ihrem Nachteil 

entschieden worden ist. 

 

II. 

A. Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision 

führt gemäß § 544 Abs. 9 ZPO im tenorierten Umfang zur Aufhebung des an-

gefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsge-

richt. 

1. Das Berufungsgericht hat, - soweit es von Interesse ist - ausgeführt, 

dem Kläger stehe ein Anspruch auf Zahlung eines Honorars nach den Mindest-

sätzen für erbrachte Grundleistungen der Leistungsphasen 1 bis 4 der HOAI 

(2013) in Höhe von 281.659,31 € brutto zu. Er habe zudem einen Anspruch auf 

eine weitere Vergütung in Höhe von 26.571,84 € brutto für Teilleistungen, die er 

im Rahmen der Ausführungsplanung in der Leistungsphase 5 bei den Teilprojek-

ten 1 und 3 erbracht habe.  
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Soweit der Kläger ein nach den Mindestsätzen berechnetes Honorar für 

die Erbringung der Grundleistungen der Leistungsphase 5 bei den Teilprojekten 

1 bis 3 beanspruche, sei es ihm nicht gelungen, darzulegen und zu beweisen, 

dass er von den Beklagten in diesem Umfang konkludent beauftragt worden sei. 

Er habe zwar vorgetragen und durch Vorlage entsprechender Dokumente unter 

Beweis gestellt, dass er die vollständigen Grundleistungen der Leistungsphase 5 

(Ausführungsplanung) für die Teilprojekte 1 und 3 erbracht und hierüber die Be-

klagte zu 1 fortlaufend unterrichtet habe. Damit habe der Kläger eine Entgegen-

nahme der Architektenleistung durch die Beklagte zu 1 behauptet. Allerdings 

werde aus den von ihm vorgelegten Unterlagen (Ausführungs-, Detail- und Kon-

struktionszeichnungen, vgl. Anlagenkonvolut K Vl) nicht deutlich, dass es sich 

dabei um eine vollständige Ausführungsplanung mit allen für die Ausführung not-

wendigen Einzelangaben (zeichnerisch und textlich) auf der Grundlage der Ent-

wurfs- und Genehmigungsplanung bis zur ausführungsreifen Lösung als Grund-

lage für die weiteren Leistungsphasen handele. Es fehle der Nachweis, dass die 

von dem Kläger für die Leistungsphase 5 erstellten Ausführungspläne so detail-

liert ausgearbeitet und vermessen seien, dass aus den Zeichnungen die Mengen 

und Massen hätten ermittelt werden können, um damit die jeweiligen Bauleistun-

gen umsetzen zu können. Diese Beurteilung sei dem Berufungsgericht aufgrund 

eigener Sachkunde möglich, weshalb es der Einholung eines Sachverständigen-

gutachtens nicht bedürfe.  

Dass der Kläger über die mit Anlagenkonvolut VI vorgelegten Planungs-

leistungen hinaus, die nicht als vollständige Erbringung der Ausführungsplanung 

zu werten seien, weitere Leistungen der Leistungsphase 5 erbracht habe, gehe 

aus seinem Vortrag nicht hervor. Daher sei davon auszugehen, dass er hinsicht-

lich der Leistungsphase 5 nur mit Teilleistungen der Ausführungsplanung beauf-

tragt worden sei, die von ihm - jeweils auf Anweisung der O.                        

GmbH  erbracht worden seien. Diese Leistungen seien auf der Grundlage nach-

zuweisender Arbeitsstunden abzurechnen gewesen. Der Kläger habe auf der 

Grundlage des nachgewiesenen Zeitaufwands hilfsweise eine Vergütung in Höhe 
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von 26.571,84 € brutto geltend gemacht, die der Höhe nach von den Beklagten 

anerkannt worden sei.  

Nach § 7 Abs. 5 HOAI (2013) werde zwar unwiderleglich vermutet, dass 

die jeweiligen Mindestsätze gemäß § 7 Abs. 1 HOAI (2013) vereinbart seien, 

wenn - wie hier - keine andere Vereinbarung schriftlich getroffen worden sei. Aus 

dem Vortrag des Klägers ergäben sich indes keine Anhaltspunkte, dass das - für 

die tatsächlich abgerufenen Leistungen zu ermittelnde - Mindestsatzhonorar hö-

her ausfalle als das abgerechnete Zeithonorar. Ein Verstoß gegen das zwin-

gende Preisrecht der HOAI sei von Amts wegen nur bei einem entsprechenden 

Vortrag der Parteien zu beachten.  

2. Mit dieser Begründung verletzt das Berufungsgericht - wie der Kläger 

zu Recht rügt - in entscheidungserheblicher Weise seinen Anspruch auf Gewäh-

rung rechtlichen Gehörs gemäß Art. 103 Abs. 1 GG. 

a) Art. 103 Abs. 1 GG verpflichtet das Gericht, die Ausführungen der Pro-

zessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen. Das Gebot 

des rechtlichen Gehörs soll als Prozessgrundrecht sicherstellen, dass die Ent-

scheidung frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlasse-

ner Kenntnisnahme und Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien 

haben. In diesem Sinne gebietet Art. 103 Abs. 1 GG in Verbindung mit den 

Grundsätzen der Zivilprozessordnung die Berücksichtigung erheblicher Beweis-

anträge. Die Nichtberücksichtigung eines erheblichen Beweisangebots verstößt 

gegen Art. 103 Abs. 1 GG, wenn sie im Prozessrecht keine Stütze findet (vgl. 

BGH, Beschluss vom 6. März 2019 - VII ZR 303/16 Rn. 7, BauR 2019, 1011; 

Beschluss vom 28. Mai 2019 - VI ZR 328/18 Rn. 6, NJW 2019, 3236).  

b) Die Annahme des Berufungsgerichts, der Kläger habe einen konkluden-

ten Vertragsschluss über die Erbringung der Grundleistungen der Leistungs-
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phase 5 für die Teilprojekte 1 und 3 nicht nachgewiesen, beruht auf einer unzu-

reichenden Sachaufklärung (§ 286 ZPO), die zugleich das rechtliche Gehör des 

Klägers verletzt (Art. 103 Abs. 1 GG).  

aa) Zwar handelt es sich bei der Frage, in welchem Umfang der Kläger mit 

der Erbringung der Grundleistungen der Leistungsphase 5 von der Beklagten zu 

1 beauftragt wurde, um eine vom Berufungsgericht vorzunehmende Rechtsprü-

fung. Für die Würdigung der Gesamtumstände war für das Berufungsgericht 

allerdings von Bedeutung, ob der Kläger die vollständigen Grundleistungen der 

Leistungsphase 5 (Ausführungsplanung) für die Teilprojekte 1 und 3 erbracht hat. 

Diese Beurteilung betrifft eine Fachwissen voraussetzende Frage, deren Klärung 

einem Beweis durch Einholung eines Sachverständigengutachtens zugänglich 

ist. Dies folgt aus den verwendeten fachsprachlichen Begriffen, aus dem Erfor-

dernis der "notwendigen zeichnerischen und textlichen Einzelangaben", aus der 

vorgeschriebenen Gestaltung der Zeichnungen nach "Art und Größe des Objekts 

im erforderlichen Umfang und dem Detaillierungsgrad unter Berücksichtigung al-

ler fachspezifischen Anforderungen", sowie aus der Koordinations- und Integra-

tionspflicht, deren Erfüllung Kenntnisse der beteiligten Gewerke voraussetzt. 

bb) Das Berufungsgericht hat sich gehörswidrig über den Antrag des Klä-

gers auf Einholung eines Sachverständigengutachtens hinweggesetzt und die 

Frage, ob er die Grundleistungen der Leistungsphase 5 erbracht hat, verfahrens-

fehlerhaft ohne die erforderliche Hinzuziehung eines Sachverständigen aus eige-

ner, nicht ausgewiesener Sachkunde beantwortet. 

(1) Wenn es um die Beurteilung einer Fachwissen voraussetzenden Frage 

geht, darf der Tatrichter auf die Einholung eines Sachverständigengutachtens nur 

dann verzichten, wenn er entsprechende eigene besondere Sachkunde aufzu-

weisen vermag (vgl. BGH, Beschluss vom 9. Januar 2018 - VI ZR 106/17 Rn. 16, 

NJW 2018, 2730; Beschluss vom 13. Januar 2015 - VI ZR 204/14 Rn. 5, 

NJW 2015, 1311; Beschluss vom 13. März 2008 - VII ZR 219/06 Rn. 20, 
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BauR 2008, 1031; Urteil vom 23. November 2006 - III ZR 65/06 Rn. 14, 

NJW-RR 2007, 357 m.w.N.). 

(2) Das Berufungsgericht durfte den Beweisantrag auf Einholung des 

Sachverständigengutachtens nicht unter Hinweis auf eine eigene Sachkunde 

ablehnen. Es hat keine Sachkunde aufzuweisen vermocht, die es zur Beurteilung 

befähigen könnte, ob die für das Bauobjekt vorgelegten Pläne den technischen 

Anforderungen genügen, die an die in der Leistungsphase 5 zu erbringende Aus-

führungsplanung zu stellen sind. Allein eine längere Tätigkeit in einem Bausenat 

kann nicht ohne weiteres zuverlässige Kenntnisse über das - für die Prüfung der 

vorgelegten Ausführungsplanung auf Vollständigkeit - erforderliche bautechni-

sche Fachwissen verschaffen (vgl. BGH, Urteil vom 20. Februar 1997 

 VII ZR 231/95 Rn. 9, BauR 1997, 692).  

cc) Das Berufungsgericht hat zudem den Parteien keinen dokumentierten 

Hinweis erteilt, dass es die Frage nach der Vollständigkeit der erbrachten Leis-

tungen aufgrund eigener Sachkunde entscheiden will.  

Das Gericht muss, wenn es bei seiner Entscheidung eigene Sachkunde in 

Anspruch nehmen will, den Parteien zuvor einen entsprechenden Hinweis ertei-

len (vgl. BGH, Urteil vom 20. Februar 1997 - VII ZR 231/95 Rn. 8, BauR 1997, 

692 m.w.N.) und ihnen Gelegenheit geben, auf den Hinweis zu reagieren und 

ihren Tatsachenvortrag zu ergänzen (vgl. BGH, Beschluss vom 15. Februar 2005 

- XI ZR 144/03 Rn. 12, FamRZ 2005, 700). Ausweislich des Protokolls der münd-

lichen Verhandlung vom 6. Dezember 2022 hat es den Parteien gehörswidrig 

keine Gelegenheit gegeben, zu den Grundlagen seiner Sachkunde Stellung zu 

nehmen. Vielmehr hat das Berufungsgericht - ohne Gewährung der von dem Klä-

ger beantragten Frist zur schriftlichen Stellungnahme - die angefochtene Ent-

scheidung nach Wiederaufruf der Sache am Ende des Sitzungstags verkündet 

(§ 310 Abs. 1 Satz 1 Fall 1 ZPO). 
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3. Ein weiterer Gehörsverstoß des Berufungsgerichts ist in der fehlenden 

Einräumung der Gelegenheit zur Stellungnahme auf den in der mündlichen Ver-

handlung vom 6. Dezember 2022 erteilten Hinweis zu sehen, wonach die vom 

Kläger vorgelegten Planungsleistungen den Anforderungen, die an die Grund-

leistungen der Leistungsphase 5 zu stellen seien, nicht genügen.  

Das Berufungsgericht hat im Termin zur mündlichen Verhandlung vom 

20. April 2021 zu erkennen gegeben, dass es das Bestreiten der Beklagten zur 

Vollständigkeit der Ausführungsplanung in Ermangelung der Angabe dessen, 

was fehlen soll, für nicht substantiiert hält. In dem Protokoll über diese Verhand-

lung ist folgender Hinweis dokumentiert:  

"Die Beklagten bestreiten zwar, dass der Kläger die Komplettleis-
tung der Leistungsphase 5 erbracht habe und meinen, aus dem An-
lagenkonvolut K VI Anlagen 1.22 bis 1.41 folge nicht die komplette 
Ausführungsplanung. Woran es aber konkret fehlen soll, tragen die 
Beklagten nicht vor."  

Diesen Hinweis durfte der Kläger dahin verstehen, dass das Berufungsge-

richt - wegen des fehlenden Bestreitens der Beklagten - weiteren Vortrag zur Be-

auftragung mit der Ausführungsplanung und zur Erbringung der Leistung nicht 

für erforderlich hielt. Eine davon abweichende Rechtsauffassung des Berufungs-

gerichts ergibt sich allerdings aus dem Protokoll über die mündliche Verhandlung 

vom 6. Dezember 2022, in dem Folgendes protokolliert ist: 

"Der Kläger meint, der Senat habe erstmals zu nicht vollständig ge-
machten Leistungen der Leistungsphase 5 Ausführungen gemacht, 
und beantragt, ihm insoweit Schriftsatzrecht und auch Schriftsatz-
recht zu den weiteren Hinweisen des Senats zu gewähren. Der Se-
nat führt hierzu aus, dass er allein rechtliche Ausführungen ge-
macht habe, es sich hingegen nicht um rechtliche Hinweise 
handle."  

Daraus ist zu schließen, dass das Berufungsgericht das Bestreiten der Be-

klagten - trotz Fehlens neuen Sachvortrags - abweichend von der zuvor in der 

mündlichen Verhandlung vom 20. April 2021 vertretenen Rechtsansicht beurteilte 
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und nunmehr die vom Kläger erstellte Ausführungsplanung nicht mehr als voll-

ständig erachtete. Neben der Erteilung eines Hinweises auf die geänderte recht-

liche Einschätzung hätte das Berufungsgericht dem Kläger Gelegenheit geben 

müssen, auf den für ihn überraschenden Hinweis zu reagieren und seinen Tat-

sachenvortrag zu ergänzen (vgl. BGH, Beschluss vom 15. Februar 2005 

 XI ZR 144/03 Rn. 12, FamRZ 2005, 700). Nur auf diese Weise wäre das recht-

liche Gehör des Klägers, zu dem neuen rechtlichen Gesichtspunkt Stellung neh-

men zu können, gewahrt worden. Stattdessen hat das Berufungsgericht gehörs-

widrig seinen Antrag zur Stellungnahme auf den Hinweis abgelehnt und nach 

Schluss der mündlichen Verhandlung eine Entscheidung erlassen.  

4. Auf den Verletzungen des Anspruchs des Klägers auf rechtliches Gehör 

beruht das angefochtene Urteil. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass das 

Berufungsgericht bei gebotener Berücksichtigung der aufgezeigten Gesichts-

punkte zu einem für ihn günstigeren Ergebnis gelangt wäre. 

5. Das angefochtene Urteil ist deshalb aufzuheben und die Sache ist zur 

neuen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverwei-

sen, soweit zum Nachteil des Klägers entschieden worden ist.  

B.  Die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten war zurückzuweisen, 

weil weder die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat noch die Fortbildung 

des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Ent-

scheidung des Revisionsgerichts erfordert (§ 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO). Von einer 
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näheren Begründung wird insoweit gemäß § 544 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 2 ZPO 

abgesehen. 

 

 

Pamp                                                    Kartzke                                      Graßnack 

                           Borris                                                Brenneisen 

Vorinstanzen: 

LG Görlitz, Entscheidung vom 25.11.2020 - 6 O 138/18 -  

OLG Dresden, Entscheidung vom 06.12.2022 - 6 U 2337/20 -  


